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(Nr. 1636.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes 
in Folge von Betriebsunfällen. Vom 15. März 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
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Beamte der Reichs⸗Civilverwaltung, des Reichsheeres und der Kaiſerlichen 
Marine und Perſonen des Soldatenſtandes, welche in reichsgeſetzlich der Unfall— 
verſicherung unterliegenden Betrieben beſchäftigt ſind, erhalten, wenn ſie in Folge 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls dauernd dienſtunfähig werden, als 
Penſion ſechsundſechzigzweidrittel Prozent ihres jährlichen Dienſteinkommens, ſoweit 
ihnen nicht nach anderweiter reichsgeſetzlicher Vorſchrift ein höherer Betrag zuſteht 

Perſonen der vorbezeichneten Art erhalten, wenn ſie in Folge eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd dienſtunfähig geworden, aber in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt worden ſind, bei ihrer Entlaſſung aus dem 
Dienſte als Penſion: 

1. im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben den im 

erſten Abſatze bezeichneten Betrag; 

2. im Falle theilweiſer Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derſelben einen 
Bruchtheil der vorſtehend bezeichneten Penſion, welcher nach dem Maße 
der verbliebenen Erwerbsfähigkeit zu bemeſſen iſt. 

Steht ſolchen Perſonen nach anderweiter reichsgeſetzlicher Vorſchrift ein höherer 
Betrag zu, ſo erhalten ſie dieſen. 

Nach dem Wegfall des Dienſteinkommens ſind den Verletzten außerdem 

die noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens zu erſetzen. i 
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Ausgegeben zu Berlin den 20. März 1886. 8 


ze 


F. 2. 


Die Hinterbliebenen ſolcher im §. 1 bezeichneten Perſonen, welche in Folge 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalls geſtorben find, erhalten: 


1. als Sterbegeld, ſofern ihnen nicht nach anderweiter Beſtimmung An⸗ 
ſpruch auf Gnadenquartal oder Gnadenmonat zufteht, den Betrag des 
einmonatigen Dienſteinkommens beziehungsweiſe der einmonatigen Pen⸗ 
ſion des Verſtorbenen, jedoch mindeſtens 30 Mark; 


2. eine Rente. Dieſelbe beträgt 


a) für die Wittwe bis zu deren Tode oder Wiederverheirathung 
zwanzig Prozent des jährlichen Dienſteinkommens des Verſtorbenen, 
jedoch nicht unter 160 Mark und nicht mehr als 1 600 Mark; 


b) für jedes Kind bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
oder bis zur etwaigen früheren Verheirathung, ſofern die Mutter 
lebt, fünfundſiebzig Prozent der Wittwenrente, und ſofern die 
Mutter nicht lebt, die volle Wittwenrente ); 


e) für Aſcendenten des Verſtorbenen, wenn dieſer ihr einziger Ernährer 
war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der 
Bedürftigkeit zwanzig Prozent des Dienſteinkommens des Ver⸗ 
ſtorbenen, jedoch nicht unter 160 Mark und nicht mehr als 
1600 Mark; find mehrere derartig Berechtigte vorhanden, ſo wird 
die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 


Die Renten dürfen zuſammen ſechzig Prozent des Dienſteinkommens nicht 
überſteigen. Ergiebt ſich ein höherer Betrag, ſo haben die Aſcendenten nur in⸗ 
ſoweit einen Anſpruch, als durch die Renten der Wittwe und der Kinder der 
Höchſtbetrag der Rente nicht erreicht wird. Soweit die Renten der Wittwe und 
Kinder den zuläſſigen Höchſtbetrag überſchreiten, werden die einzelnen Renten in 
gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Steht nach anderweiter reichsgeſetzlicher Vorſchrift den Hinterbliebenen ein 
höherer Betrag zu, ſo erhalten ſie dieſen. 

Der Anſpruch der Wittwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe erſt nach dem 
Unfall geſchloſſen worden iſt. 


§. 3. 


Erreicht das Dienſteinkommen nicht den von der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde nach Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachſene feſtgeſetzten ortsüblichen 
Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter (§. 8 des Geſetzes, betreffend die Kranken⸗ 
verſicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883, Reichs⸗Geſetzbl. S. 73), ſo iſt 
der letztere der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Bleibt bei den nicht mit Penſionsberechtigung angeſtellten Beamten (§. J) 
die nach vorſtehenden Beſtimmungen der Berechnung zu Grunde zu legende Summe 
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unter dem niedrigsten Dienſteinkommen derjenigen Stellen, in welchen ſolche 
Beamte nach den beſtehenden Grundſätzen zuerſt mit Penſionsberechtigung angeſtellt 
werden können, ſo iſt der letztere Betrag der Berechnung zu Grunde zu legen. 


F. 4. 

Der Bezug der Penſion beginnt mit dem Wegfall des Dienſteinkommens, 
der Bezug der Wittwen⸗ und Waiſenrente mit dem Ablauf des Gnadenquartals 
oder Gnadenmonats, oder, ſoweit ſolche nicht gewährt werden, mit dem auf den 
Todestag des Verunglückten folgenden Tage. 

Gehört der Verletzte auf Grund geſetzlicher oder ſtatutariſcher Verpflichtung 
einer Krankenkaſſe oder der Gemeinde-Krankenverſicherung an, ſo wird bis zum 
Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Eintritt des Unfalls die Penſion und 
der Erſatz der Koſten des Heilverfahrens um den Betrag der von der Krankenkaſſe 
oder der Gemeinde⸗-Krankenverſicherung geleiſteten Krankenunterſtützung gekürzt. 
Der Anſpruch auf das Sterbegeld ($. 2 Abſ. 1 Ziffer I), und vom Beginne der 
vierzehnten Woche ab auch der Anſpruch auf die Penſion und auf den Erſatz der 
Koſten des Heilverfahrens (F. 1) geht bis zum Betrage des von der Krankenkaſſe 
gezahlten Sterbegeldes beziehungsweiſe bis zum Betrage der von dieſer gewährten 
weiteren Krankenunterſtützung auf die Krankenkaſſe über. Als Werth der freien 
ärztlichen Behandlung, der Arznei und der Heilmittel (§. 6 Abſ. 1 Ziffer 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes) gilt die Hälfte des geſetzlichen Mindeſtbetrages des 
Krankengeldes. 

$. 5. 


Ein Anſpruch auf die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Bezüge beſteht nicht, 
wenn der Verletzte den Unfall ($. 1) vorſätzlich oder durch ein Verſchulden herbei⸗ 
geführt hat, wegen deſſen auf Dienſtentlaſſung oder auf Verluſt des Titels und 
Penſionsanſpruchs gegen ihn erkannt oder wegen deſſen ihm die Fähigkeit zur 
Beſchäftigung in einem öffentlichen Dienſtzweige aberkannt worden iſt. 


$. 6. 

Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes ſind, ſoweit deren Feſtſtellung nicht 
von Amtswegen erfolgt, bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei 
Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei der dem Verletzten unmittelbar vor- 
geſetzten Dienſtbehörde anzumelden. 

Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erſt ſpäter 
bemerkbar geworden ſind, oder daß der Berechtigte von der Verfolgung ſeines 
Anſpruchs durch außerhalb ſeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten worden iſt. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder durch Anmeldung der Betheiligten 
einer vorgeſetzten Dienſtbehörde bekannt wird, iſt ſofort zu unterſuchen. Den 
Betheiligten iſt Gelegenheit zu geben, ſelbſt oder durch Vertreter ihre Intereſſen 
bei der Unterſuchung zu wahren. 

9 * 


A De 


§. 7. 


Soweit vorſtehend nichts Anderes beſtimmt iſt, finden auf die nach H. 1, 
und hinſichtlich der Berechnung des Dienſteinkommens auch auf die nach $. 2 zu 
gewährenden Bezüge die für die Betheiligten geltenden Beſtimmungen über Penſion, 
auf die nach §. 2 zu gewährenden Renten im Uebrigen die Vorſchriften über die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Reichsbeamten der Civilverwaltung, 
Anwendung. Jedoch erfolgt die Beſtimmung über die Zahlung der Renten an 
Hinterbliebene einer zum Reichsheere gehörigen Perſon durch die oberſte Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents. 


F. 8. 

Die in den SS. 1 und 2 bezeichneten Perſonen können einen Anſpruch auf 
Erſatz des durch den Unfall ($. 1) erlittenen Schadens gegen die Betriebsverwaltung, 
in deren Dienſt ſie den Unfall erlitten haben, überhaupt nicht, und gegen deren 
Betriebsleiter, Bevollmächtigte oder Repräſentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufſeher 
nur dann geltend machen, wenn durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt worden 
iſt, daß dieſe den Unfall vorſätzlich herbeigeführt haben. 

Der hiernach zuläſſige Anſpruch ermäßigt ſich um denjenigen Betrag, 
welcher den Berechtigten nach dem gegenwärtigen Geſetze zuſteht. 


$. 9. 

Die in dem F. 8 bezeichneten Anſprüche können, auch ohne daß die daſelbſt 
vorgeſehene Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urtheil ſtattgefunden hat, geltend 
gemacht werden, falls dieſe Feſtſtellung wegen des Todes oder der Abweſenheit 
des Betreffenden oder aus einem anderen in der Perſon desſelben liegenden Grunde 


nicht erfolgen kann. 
$. 10. 


Die dem Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen auf Grund des F. 1 des 
Geſetzes, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatz für die bei dem Betriebe 
von Eiſenbahnen, Bergwerken u. ſ. w. herbeigeführten Tödtungen und Körper⸗ 
verletzungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) gegen Eiſenbahn⸗ 
Betriebsunternehmer zuſtehenden Anſprüche gehen auf die Betriebsverwaltung, 
welche dem Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen auf Grund des gegenwärtigen 
Geſetzes oder anderweiter reichsgeſetzlicher Vorſchrift ($$. 1 und 2) Penſionen, 
Koſten des Heilverfahrens, Renten oder Sterbegelder zu zahlen hat, in Höhe 
dieſer Bezüge und vorbehaltlich der Beſtimmungen des Artikels 8 des Geſetzes 
vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 318) über. 

Weitergehende Anſprüche als auf dieſe Bezüge ſtehen dem Verletzten und 
deſſen Hinterbliebenen gegen das Reich und die Bundesſtaaten nicht zu. 

Die Haftung anderer, in dem H. 8 nicht bezeichneten Perſonen, welche den 
Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder durch Verſchulden verurſacht haben, beſtimmt 
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ſich nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. Jedoch geht die Forderung des 
Entſchädigungsberechtigten an den Dritten auf die Betriebsverwaltung inſoweit 
über, als ſie zu den im Abſatz 1 gedachten Zahlungen auf Grund dieſes Geſetzes 
verpflichtet iſt. 
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Auf die in den $$. 1 und 2 bezeichneten Perſonen finden die reichsgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung keine Anwendung. 


6. 1% 


Staats- und Kommunalbeamten und deren Hinterbliebenen, für welche durch 
die Landesgeſetzgebung oder durch ſtatutariſche Feſtſetzung gegen die Folgen eines im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfalls eine den Vorſchriften der FF. 1 bis 5 des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes mindeſtens gleichkommende Fürſorge getroffen iſt, ſteht wegen 
eines ſolchen Unfalls ein reichsgeſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des durch denſelben 
erlittenen Schadens nur nach Maßgabe der SS. 8 bis 10 des gegenwärtigen 
Geſetzes zu. Auf ſolche Staats- und Kommunalbeamten und deren Hinterbliebene 
finden die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Unfallverſicherung keine Anwendung. 


F. 13. 


Dies Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Dasſelbe kommt 
in Bayern nach näherer Beſtimmung des Bündnißvertrages vom 23. November 1870 
(Bundes⸗Geſetzbl. 1871 S. 9) unter III §. 5 zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. März 1886. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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(Nr. 1637.) Geſetz, betreffend die Herſtellung des Nord⸗Oſtſeekanals. Vom 16. März 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
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Es wird ein für die Benutzung durch die deutſche Kriegsflotte geeigneter 
Seeſchiffahrtskanal von der Elbmündung über Rendsburg nach der Kieler Bucht 
unter der Vorausſetzung hergeſtellt, daß Preußen zu den auf 156 000 000 Mark 
veranfchlagten Geſammtherſtellungskoſten desſelben den Betrag von 50 000 000 Mark 
im Voraus gewährt. 


F. 2. 


Der Reichskanzler wird ermächtigt, die Mittel zur Deckung der vom Reich 
zu beſtreitenden Koſten bis zum Betrage von 106 000 000 Mark im Wege des 
Kredits zu beſchaffen und zu dieſem Zweck eine verzinsliche, nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes ⸗Geſetzbl. S. 339) zu verwaltende 
Anleihe aufzunehmen und Schatzanweiſungen auszugeben. 

Die Beſtimmungen in den $$. 2 bis 5 des Geſetzes vom 27. Januar 
1875, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Marine- und 
Telegraphenverwaltung (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 18), finden auch auf die nach dem 
gegenwärtigen Geſetze aufzunehmende Anleihe und auszugebenden Schatzanweiſungen 
Anwendung. 


$. 3. 


Von den nicht zur Kaiſerlichen Marine und zur Bauverwaltung gehörigen 
Schiffen, welche den Kanal benutzen, iſt eine entſprechende Abgabe zu entrichten. 
Die Feſtſetzung des hierfür zu erlaſſenden Tarifs wird weiterer geſetzlicher Re⸗ 
gelung vorbehalten. 

Bis zum Ablauf des erſten Jahres nach Inbetriebſetzung der ganzen 
Kanalſtrecke wird dem Kaiſer im Einvernehmen mit dem Bundesrath die Feſt⸗ 
ſetzung des Tarifs überlaſſen. 
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§. 4. 


Die vom Reich auf Grund dieſes Geſetzes alljährlich zu verwendenden 
Beträge find in den Reichshaushalts-Etat des betreffenden Jahres aufzunehmen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. März 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


(Nr. 1638.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Führung der Kriegsflagge auf den Privat- 
fahrzeugen der deutſchen Fürſten. Vom 2. März 1886. 


Ta genehmige, daß die Souveräne der deutfchen Staaten, die Prinzen Meines 
oder eines anderen regierenden deutſchen Königlichen Hauſes, ſowie die erſten 
Bürgermeiſter der freien Hanſeſtädte auf den ihnen eigenthümlich gehörigen Privat- 
fahrzeugen die Kriegsflagge an der Gaffel oder am Flaggenſtock führen können. 


Berlin, den 2. März 1886. 


Wilhelm. 
An den Chef der Admiralität. 
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(Nr. 1639.) Bekanntmachung, betreffend die Stempelmarken zur Entrichtung der Wechſelſtempel⸗ 
ſteuer. Vom 15. März 1886. 


Di nach der Bekanntmachung vom 22. November 1881 (Reichs ⸗Geſetzbl. 
S. 271) zur Ausgabe gelangenden Stempelmarken zur Entrichtung der Wechſel⸗ 
ſtempelſteuer werden fortan in grüner ſtatt in violetter Farbe hergeſtellt werden. 
Die in der letztbezeichneten Farbe angefertigten Marken behalten ihre Giltigkeit. 
Mit der Ausgabe der grünen Marken wird am 1. April d. J. begonnen werden. 


Berlin, den 15. März 1886. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
von Burchard. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


